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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung wohnungsbaurechtlicher 
Vorschriften 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wohnungswesen und 
Städtebau. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 12. Mai 1967 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. 
Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist der Anlage 3 zu entnehmen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach, 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/2063 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung wohnungsbaurechtlicher Vorschriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 

Das Wohnungsbindungsgesetz 1965 vom 24. Au- 
gust 1965 (Bundesgesetzbi. I S. 945, 954) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 8 Abs. 1 wird Satz 3 wie folgt gefaßt: 

„Für die Ermittlung der Kostenmiete sind im 
übrigen auch die Vorschriften des § 29 dieses 
Gesetzes und des § 72 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes anzuwenden; dabei gelten die Vor- 
schriften des § 72 Abs. 2 Sätze 2 und 3, Abs. 3 
bis 6, 8 und 9 des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes entsprechend auch für diejenigen neuge- 
schaffenen öffentlich geförderten Wohnungen, 
auf die das Zweite Wohnungsbaugesetz nach 
dessen § 4 nicht anzuwenden ist." 

2. § 9 Abs. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Für Vereinbarungen, die vor dem ... 
(= Inkrafttreten des Änderungsgesetzes) in 
denjenigen kreisfreien Städten, Landkreisen 
oder Gemeinden eines Landkreises, in denen 
zu diesem Zeitpunkt die Mietpreisfreigabe noch 
nicht erfolgt war, getroffen worden sind, gelten 
die Vorschriften des Absatzes 5 entsprechend, 
soweit die Vereinbarungen nach den bis zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften unzu- 
lässig waren. Das gleiche gilt für Vereinbarun- 
gen, die vor dem 1. September 1965 in denjeni- 
gen kreisfreien Städten, Landkreisen oder Ge- 
meinden eines Landkreises getroffen worden 
sind, in denen zu diesem Zeitpunkt die Miet- 
preisfreigabe bereits erfolgt war." 

3. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 werden die Worte „und des § 29 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 und 7" gestrichen. 

b) In Satz 4 wird das Wort „beglaubigte" ge- 
strichen. 

4. Nach dem Dritten Abschnitt werden unter der 
Überschrift 

„Vierter Abschnitt 

Einschränkung von Zinsvergünstigungen bei 
öffentlich geförderten Wohnungen" 

folgende §§ 18a bis 18 e eingefügt: 


„§ 18a 

Verzinsung für die vor dem 1. Januar 1957 
bewilligten öffentlichen Baudarlehen 

(1) öffentliche Mittel im Sinne des § 3 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes, die vor dem 
1. Januar 1957 als öffentliche Baudarlehen be- 
willigt worden sind, sind auf Verlangen der dar- 
lehnsverwaltenden Stelle mit einem Zinssatz bis 
zu 4 vom Hundert zu verzinsen, wenn sie zur 
Erreichung der Wirtschaftlichkeit im Sinne des 
§ 27 des Ersten Wohnungsbaugesetzes oder 
mit Rücksicht auf damals geltende mietpreis- 
rechtliche Bestimmungen mit einem niedrigeren 
Zinssatz oder zinslos gewährt worden sind oder 
wenn vertraglich vereinbarte Zinsen aus den 
gleichen Gründen nicht erhoben werden. Die 
Verzinsung nach Satz 1 kann nicht verlangt 
werden, soweit eine Zinserhöhung vertraglich 
ausdrücklich ausgeschlossen ist. 

(2) Die für das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen obersten Landesbehörden 
haben Regelungen über die Höhe des neuen 
Zinssatzes und über den Zeitpunkt, von dem 
an die höhere Verzinsung verlangt werden soll, 
zu treffen. Sie sollen den Zinssatz so bestim- 
men, daß dadurch die Mieten vergleichbarer 
öffentlich geförderter Wohnungen einander an- 
genähert werden; dabei soll jedoch das Miet- 
preisgefüge der von der Zinserhöhung betrof- 
fenen Wohnungen im Landesdurchschnitt nicht 
um mehr als 25 vom Hundert erhöht werden. 
Für Wohnungen oder Wirtschaftseinheiten, für 
die öffentliche Baudarlehen von verschiedenen 
Gläubigern gewährt oder neben öffentlichen 
Baudarlehen sonstige Baudarlehen aus Mitteln 
eines öffentlichen Haushalts eingesetzt worden 
sind, soll für sämtliche Baudarlehen ein mög- 
lichst einheitlicher Zinssatz bestimmt werden. 

(3) Bei der Erhöhung des Zinssatzes haben 
die darlehnsverwaltenden Stellen die Jahres- 
leistung für das öffentliche Baudarlehen in der 
Weise zu berechnen, daß der erhöhte Zinssatz 
und der bisherige Tilgungssatz auf den ur- 
sprünglichen Darlehnsbetrag bezogen werden; 
ein Verwaltungskostenbeitrag ist auf den Zins- 
satz nicht anzurechnen. Die Zinsleistungen sind 
nach der Darlehnsrestschuld zu berechnen und 
die durch die fortschreitende Darlehnstilgung 
ersparten Zinsen zur erhöhten Tilgung zu ver- 
wenden. 

(4) Die darlehensverwaltende Stelle hat dem 
Darlehensschuldner die Höhe der neuen Jahres- 
leistung, den sich daraus ergebenden Erhö- 
hungsbetrag der laufenden Aufwendungen, der 
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der Berechnung der Mieterh()hung zugrunde zu i 
legen ist, sowie den Zcütraum für den die höhere i 
Leistung erstmalig entrichtet werden soll, schrift- ! 
lieh mitzuteilen. Die höhere Leistung ist erst- j 
malig für den nächsten nach dem Darlehensver- j 
trag maßgeblichen Zahlungsabschnitt zu entrich- 
ten, der nach Ablauf von 4 Monaten seit dem 
Zugang der Mitteilung beginnt. Der Zeitpunkt 
der Fälligkeit der neuen Jahresleistung be- 
stimmt sich nach dem Darlehensvertrag. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auf öffentliche 
Baudarlehen, die zum Bau von Eigenheimen, 
Kleinsiedlungen, Kaufeigenheimen, Eigentums- 
wohnungen oder Kaufeigentumswohnungen ge- 
währt worden sind, nur anzuwenden, wenn und 
solange diese nicht bestimmungsgemäß vom 
Eigentümer selbst oder einem Angehörigen be- 
nutzt werden oder wenn sie entgegen einer 
vertraglich oder auf sonstige Weise begründe- 
ten Verpflichtung veräußert worden sind. 

(6) Die Verzinsung nach Absatz 1 kann frü- 
hestens mit Wirkung vom 1. Januar 1968 an 
verlangt werden. 

§ 18b 

Verzinsung für die nach dem 31. Dezember 1956 
bewilligten öffentlichen Baudarlehen 

(1) § 18 a gilt entsprechend für öffentliche 
Mittel im Sinne des § 6 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes, die nach dem 31. Dezember 1956, 
jedoch vor dem 1. Januar 1960 als öffentliche | 
Baudarlehen bewilligt worden sind, wenn sie zur ! 
Verminderung der laufenden Aufwendungen 
mit einem niedrigeren Zinssatz als 4 vom Hun- 
dert oder zinslos gewährt worden sind oder 
wenn vertraglich vereinbarte Zinsen aus dem 
gleichen Grunde nicht erhoben werden. 

(2) Der Bundesminister für Wohnungswesen 
und Städtebau wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmen, daß die Vorschriften des Absat- 
zes 1 von einem bestimmten Zeitpunkt an auch 
für öffentliche Mittel gelten, die in der Zeit 
vom 1. Januar 1960 an als öffentliche Baudar- 
lehen bewilligt worden sind, wenn die Mieten 
der damit geförderten Wohnungen erheblich 
niedriger als die durchschnittlichen Mieten der- 
jenigen Wohnungen sind, die jeweils in der Zeit 
vor dem Erlaß der Rechtsverordnung gefördert 
worden sind. 

§ 18c 

Zins- und Tilgungshilfen 

(1) Sind vor dem 1. Januar 1960 neben oder 
anstelle eines öffentlichen Baudarlehens zur 
Verminderung der laufenden Aufwendungen 
Zins- und Tilgungshilfen aus Öffentlichen Mitteln 
im Sinne des § 3 des Ersten Wohnungsbauge- 
setzes oder des § 6 des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes für die Laufzeit eines zur Deckung der 
Gesamtkosten aufgenommenen Darlehens be- 
willigt worden, so kann die Bewilligungsstelle 
die Zins- und Tilgungshilfe so weit herabsetzen. 


daß der Darlehensschuldner für das Darlehen 
eine Verzinsung bis zu 4 vom Hundert auf den 
ursprünglichen Darlehensbetrag selbst zu er- 
bringen hat. Die Herabseizung nach Satz 1 kann 
nicht vorgenommen werden, soweit sie ver- 
traglich ausdrücklich ausgeschlossen ist. 

(2) Die Vorschriften des § 18 a Abs. 2, Abs. 3 
Satz 2, Abs. 4 bis 6 sowie des § 18 b Abs. 2 gel- 
ten entsprechend; der nach § 18 a Abs. 4 mit- 
zuteilende Erhöhungsbetrag der laufenden Auf- 
wendungen ist auf Grund der vom Darlehens- 
schuldner nunmehr zu erbringenden Verzin- 
sung zu berechnen. 

§ 18d 

Entsprechende Anwendung für öffentliche Mittel 

im Bereich des Bergarbeiterwohnungsbaues 

Die Vorschriften der §§ 18 a bis 18 c gelten 
entsprechend für Öffentliche Baudarlehen und 
Zins- und Tilgungshilfen, die nach dem Gesetz 
zur Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues 
im Kohlenbergbau aus Mitteln des Treuhand- 
vermögens des Bundes bewilligt worden sind. 
Die in § 18 a Abs. 2 bezeichneten Aufgaben ob- 
liegen dem Bundesminister für Wohnungswesen 
und Städtebau im Benehmen mit den für das 
Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen 
obersten Landesbehörden. 

§ 18 e 

Mieterhöhung 

(1) Bei Wohnungen, für die eine Wirtschaft- 
lichkeitsberechnung zur Ermittlung der Kosten- 
miete aufzustellen ist, erhöhen sich auf Grund 
der Erhöhung des Zinssatzes oder der Herab- 
setzung der Zins- und Tilgungshilfe nach §§ 18 a 
bis 18 d die laufenden Aufwendungen um den 
nach § 18 a Abs. 4 mitgeteilten Erhöhungsbe- 
trag. An die Stelle der bisherigen Durchschnitts- 
miete tritt die Durchschnittsmiete, die sich auf 
Grund einer neuen Wirtschaftlichkeitsberech- 
nung ergibt; anstelle der bisherigen Einzelmiete 
werden entsprechend erhöhte Einzelmieten zu- 
lässig. 

(2) Ist zur Ermittlung der zulässigen Miete, 
insbesondere im Falle der Vergleichsmiete, eine 
Wirtschaftlichkeitsberechnung nicht aufzustel- 
len, so erhöht sich auf Grund der Erhöhung des 
Zinssatzes oder der Herabsetzung der Zins- und 
Tilgungshilfe nach §§ 18 a bis 18 d die bisher 
zulässige Miete monatlich um den zwölften Teil 
des Betrages, der bei angemessener Verteilung 
des nach § 18 Abs. 4 mitgeteilten Erhöhungsbe- 
trages auf die einzelnen geförderten Wohnun- 
gen entfällt. 

(3) Für die Durchführung der Mieterhöhung 
ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, § 10 
Abs. 1 und 2 mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
die auf die Mieterhöhung gerichtete Erklärung 
des Vermieters bereits vor Beginn des Zeit- 
raumes, für den erstmalig erhöhte Leistungen 
auf Grund der §§ 18 a bis 18 d zu entrichten 
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sind, abgegeben werden kann, die Erklärung 
jedoch frühestens vom Beginn dieses Zeitrau- 
mes an wirksam wird. Für Mieterhöhungen 
nach den Absätzen 1 und 2 ist eine vertragliche 
Vereinbarung, wonach eine höhere Miete für 
eine zurückliegende Zeit verlangt werden kann, 
unwirksam. 

(4) Die Vorschriften des § 10 Abs. 1 Sätze 3 
bis 5, Abs. 3 sind auf Mieterhöhungen, soweit 
sie sich nur auf Grund der §§ 18 a bis 18 d er- 
geben, nicht anzuwenden. Der Vermieter hat 
dem Mieter auf Verlangen Einsicht in die Wirt- 
schaftlichkeitsberechnung zu gewähren." 

5. Der bisherige Vierte Abschnitt erhält die Be- 
zeichnung „Fünfter Abschnitt". 

6. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die bisherige Nummer 3 
Nummer 4; nachfolgende neue Nummer 3 
wird eingefügt: 

„3. für die Überlassung einer Wohnung ein 
höheres Entgelt fordert, sich verspre- 
chen läßt oder annimmt, als nach § 8 
Abs. 1 oder 3 zulässig ist,". 

b) In Absatz 2 werden die Worte „der Num- 
mern 1 und 2" durch die Worte „der Num- 
mern 1 bis 3" und die Worte „der Nummer 3 
durch die Worte „der Nummer 4" ersetzt. 

7. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 1 und 2 werden jeweils im 
ersten Halbsatz nach den Worten „des § 8" 
die Worte „und des § 18 e" eingefügt. 

b) In Absatz 2 wird Buchstabe a wie folgt ge- 
faßt: 

„a) für die Berechnung der Wirtschaftlich- 
keit oder der laufenden Aufwendungen 
sowie für die Berechnung der Wohn- 
fläche die Vorschriften der Zweiten Be- 
rechnungsverordnung in der Fassung 
vom 1. August 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 593), jedoch mit folgenden Maßgaben: 

aa) § 12 Abs. 4 und § 23 Abs. 4 dieser 
Verordnung sind unter Berücksich- 
tigung der in Absatz 1 Satz 2 be- 
stimmten Regelung anzuwenden, 

bb) § 23 Abs. 1 in Verbindung mit § 21 
Abs. 2 dieser Verordnung sind in 
den Fällen der §§ 18 a und 18 b des 
vorliegenden Gesetzes mit der Maß- 
gabe anzuwenden, daß der erhöhte 
Zinssatz im Sinne des § 18 a Abs. 3 
maßgebend und § 21 Abs. 3 dieser 
Verordnung nicht anzuwenden ist, 

cc) § 23 Abs. 3 dieser Verordnung ist 
für Zinserhöhungen auf Grund der 
§§ 18 a bis 18 d des vorliegenden 


Gesetzes, die nach Tilgung anderer 
Finanzierungsmittel erfolgen, nicht 
anzuwenden;". 

8. § 29 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 29 

Ermittlung der Kostenmiete 
in besonderen Fällen 

(1) Bei Wohnungen, für welche die öffentli- 
chen Mittel erstmalig vor dem 1. Januar 1957 
bewilligt worden sind, dürfen bei der Aufstel- 
lung der Wirtschaftlichkeitsberechnung zur Er- 
mittlung der Kostenmiete nach § 8 Abs. 1 lau- 
fende Aufwendungen, insbesondere Zinsen für 
die Eigenleistung, auch dann angesetzt werden, 
wenn sie in einer früheren Wirtschaftlichkeits- 
berechnung nicht oder nur in geringerer Höhe 
in Anspruch genommen oder anerkannt worden 
sind oder wenn auf ihren Ansatz ganz oder teil- 
weise verzichtet worden ist. 

(2) Bei Wohnungen, für welche die öffent- 
lichen Mittel erstmalig in der Zeit vom 1. Januar 
1957 bis zum . . . (= Vortag des Inkrafttretens 
des Änderungsgesetzes) sowie vor der Miet- 
preisfreigabe bewilligt worden sind, dürfen nach 
der Mietpreisfreigabe bei der Ermittlung der 
Kostenmiete nach § 8 Abs. 1 laufende Aufwen- 
dungen, insbesondere Zinsen für die Eigenlei- 
stung, in der in Absatz 1 bezeichneten Weise 
angesetzt werden. 

(3) Bei Wohnungen, für welche die Öffent- 
lichen Mittel erstmalig nach dem . . . (= Vortag 
des Inkrafttretens des Änderungsgesetzes) be- 
willigt worden sind, dürfen, wenn die Kosten- 
miete nach § 8 Abs. 1 nach Ablauf von 4 Jah- 
ren seit Bezugsfertigkeit der Wohnungen er- 
mittelt wird, laufende Aufwendungen, insbe- 
sondere Zinsen für die Eigenleistung, in der 
in Absatz 1 bezeichneten Weise angesetzt 
werden. Das gleiche gilt für Wohnungen, 
für welche öffentliche Mittel erstmalig vor 
dem ... (= Inkrafttreten des Änderungsgeset- 
zes), jedoch nach der Mietpreisfreigabe bewil- 
ligt worden sind. 

(4) Bei Wohnungen, auf die auf Grund einer 
Rechtsverordnung der Landesregierung nach 
§ 108 Abs. 2 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
dessen § 72 anzuwenden ist, sind anstelle des 
Absatzes 1 die Vorschriften des Absatzes 2 an- 
zuwenden. 

(5) Der Zeitpunkt der Mietpreisfreigabe im 
Sinne dieses Gesetzes bestimmt sich nach den 
§§ 15, 16 und 18 des Zweiten Bundesmietenge- 
setzes." 

9. § 32 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 32 

Sondervorschriften für Berlin 

(1) § 1 Abs. 2 gilt im Land Berlin mit der Maß- 
gabe, daß das Datum „20. Juni 1948" durch das 
Datum „24. Juni 1948" ersetzt wird. 
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11 . 


12 . 


(2) § 18 a Abs. 6 und § 34 Abs, 3 gelten im 
Land Berlin mit der Maßgabe, daß jeweils das 
Datum „1. Januar 1968"' durch das Datum „1. Juli 
1968" ersetzt wird." 

§ 33 wird aufgehoben. 

Vor § 34 werden folgende §§ 33 a und 33 b ein- 
gefügt: 

„§ 33 a 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungsgeset- 
zes. 

§ 33 b 

Geltung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland," 

§ 34 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 34 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetzt tritt, soweit sich nicht aus 
den Absätzen 2 bis 5 etwas anderes ergibt, am 
1. September 1965 in Kraft. 

(2) Die Vorschriften der §§ 4 bis 7 und 12 so- 
wie die Vorschriften der §§ 21, 22, 25 bis 27, 
soweit diese in Verbindung mit den §§ 4 bis 7 
und 12 anzuwenden sind, treten in denjenigen 
kreisfreien Städten, Landkreisen oder Gemein- 
den eines Landkreises, in denen am 1. Septem- 
ber 1965 die Wohnraumbewirtschaftung nach 
dem Wohnraumbewirtschaftungsgesetz noch 
nicht aufgehoben ist, erst von dem Zeitpunkt an 
in Kraft, in dem die Wohnraumbewirtschaftung 
aufgehoben wird. 

(3) Die Vorschriften der §§ 8 bis 11 sowie die 
Vorschriften der §§ 21, 22, 25 bis 29, soweit diese 
in Verbindung mit den §§ 8 bis 11 anzuwenden 
sind, sind vom 1. Januar 1968 an auch in den- 
jenigen kreisfreien Städten, Landkreisen oder 
Gemeinden eines Landkreises anzuwenden, in 
denen zu diesem Zeitpunkt die Mietpreisfrei- 
gabe noch nicht erfolgt ist. 

(4) Die Vorschriften der §§ 18 a bis 18 e treten 
am . . . (= Inkrafttreten des Änderungsgesetzes) 
in Kraft. 

(5) Soweit die Vorschriften der §§ 8, 9, 10, 
26, 28, 29, 32 und 34 durch das Zweite Gesetz 
zur Änderung wohnungsbaurechtlicher Vor- 
schriften vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....) ge- 
ändert worden sind, sind sie in der neuen Fas- 
sung vom ... an anzuwenden," 


[ Artikeln 

j Änderung des Ersten Wohnungsbaugesetzes 

' Das Erste Wohnungsbaugesetz in der Fassung vom 
; 25. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1047), zuletzt 
I geändert durch das Gesetz zur Änderung des Schluß- 
termins für den Abbau der Wohnungszwangs wirt- 
' Schaft und über weitere Maßnahmen auf dem Ge- 
i biete des Mietpreisrechts vom 24. August 1965 
, (Bundesgesetzbl. I S. 969, 970), wird wie folgt ge- 
^ ändert: 

I 

I 1. In § 16 Abs. 3 wird Satz 2 durch folgende Sätze 
j 2 bis 4 ersetzt: 

„Die ausgeliehenen Bundesmittel sind vom Rech- 
I nungsjahr 1968 an mindestens so zu verzinsen 
' und zu tilgen, daß die Zins- und Tilgungsbeträge 
demjenigen Anteil der im Land auf gekommenen 
Zins- und Tilgungsbeträge einschließlich außer- 
planmäßiger Tilgungen entsprechen, der sich 
jeweils nach dem Verhältnis der am Ende des 
Kaienderjahres insgesamt ausgeliehenen Bundes- 
mittel zu den übrigen öffentlichen Mitteln des 
Landes errechnet; die Tilgung der Bundesmittel 
muß mindestens 1 vom Hundert betragen. Die 
Verpflichtung des Landes zur vollständigen Til- 
gung der ausgeliehenen Bundesmittel bleibt im 
übrigen unberührt. Von Satz 2 abweichende Ver- 
einbarungen zwischen Bund und Land sind zu- 
lässig." 

2. Nach § 30 d wird folgender § 30 e eingefügt: 

„§ 30 e 

Preisrechtlich zulässige Miete 
: vom 1. Januar 1968 an 

Vom 1. Januar 1968 an ist für öffentlich ge- 
förderte Mietwohnungen, die nach dem 31. De- 
zember 1949 bezugsfertig geworden sind, die 
Miete preisrechtlich zulässig, die zur Deckung 
der laufenden Aufwendungen erforderlich ist 
(Kostenmiete). Für die Ermittlung und Erhebung 
‘ der Kostenmiete gelten die Vorschriften des 
I Wohnungsbindungsgesetzes 1965 vom 24. August 
1965 in der Fassung des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung wohnungsbaurechtlicher Vorschriften 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS... .)." 


Artikel III 

Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz in der Fassung 
vom 1. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1617) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 44 werden die Absätze 2 bis 6 durch folgende 
Absätze 2 bis 4 ersetzt: 

„(2) Das Baudarlehen soll zu Zinsbedingungen 
g(^währt werden, die eine für die breiten Schich- 
ten des Volkes tragbare Miete oder Belastung 
ermöglichen. Eine Erhöhung der Verzinsung ent- 
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sprechend der allgemeinen wirtschaftlichen Ent- i 
Wicklung, insbesondere der Einkommensentwick- | 
lung der breiten Schichten dos Volkes, soll in • 
dem Darlehnsvertrag Vorbehalten werden. 1 

(3) Das Baudarlehen soll mit einem gleichbloi- ' 

benden Tilgungssatz unter Zuwachs der erspar- | 
ten Zinsen getilgt werden. Eine Erhöhung der Til- 1 
gung kann nach der Tilgung- erststelliger Finan- i 
zierungsmittel gefordert v/erden. Ist bei der Be- i 
willigung des Baudarlehens ein Tilgungssatz von | 
weniger als 1 vom Hundert festgesetzt worden, | 
so kann er bereits vor dem in Satz 2 bezeichne- i 
ten Zeitpunkt bis auf 1 vom Hundert erhöht | 
werden. i 

(4) Im Darlehnsvertrag soll sichergestellt wer- j 
den, daß das Baudarlehen mit angemessener 
Frist zum Zwecke der Ersetzung aus Mitteln des 
Kapitalmarktes ganz oder teilweise gekündigt j 
werden kann, wenn die Ersetzung möglich und ! 
im Hinblick auf den Darlehenszweck zumutbar | 
ist." 

2. § 72 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 2 wird Satz 4 gestrichiui. 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(v5) Ändern sich nach der Genehmigung der 
Duichschnittsmiete die laufenden Aufwendun- ' 
gen gegenüber der Wirtschaftlichkeitsberech- 
niing nach Absatz 1, so tritt eine entsprechend 
geänderte Durchschnittsmiete an die Stelle 
der genehmigten Durchschnittsmiete. Bei einer j 
Erhöhung der laufenden Aufwendungen gilt 
Satz 1 nur, soweit sie auf Umständen beruht, 
die der Bauherr nicht zu vertreten hat; als Er- ! 
höhung der Aufwendungen gilt auch die Er- i 
höhung eines Ansatzes, die durch Gesetz oder 
Rechtsverordnung zugelassen ist. Bei einer : 
Erhöhung der laufenden Aufwendungen, die 
bis zur Anerkennung der Schlußabrechnung, 
jedoch nicht später als 2 Jahre nach der Be- 
zugsfertigkeit der Wohnungen eintritt, gelten 
die Sätze 1 und 2 nur, wenn die Bewilligungs- 
stelle die Erhöhung der Durchschnittsmiete 
genehmigt; die Genehmigung wirkt auf den 
Zeitpunkt der Erhöhung, längstens jedoch 6 
Monate zurück." 


c) Die Absätze 9 und 10 werden durch folgenden 
Absatz 9 ersetzt: 

„(9) Die nach den Absätzen 1 bis 6 sich er- 
gebende Einzelmiete zuzüglich von Umlagen, 
Zuschlägen und Vergütungen ist die preis- 
rechtlich zulässige Miete. Im übrigen gelten 
die Vorschriften des Wohnungsbindungsge- 
setzes 1965." 

Artikel IV 

Sclilußvorschriften 

§ 1 

Artikel 11 Nr. 2 dieses Gesetzes gilt im Land 
Berlin mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Da- 
tums „1. Januar 1968" jeweils das Datum „1. Juli 
1968" tritt. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 


§ 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


§ 4 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und 
Städtebau wird ermächtigt, das Wohnungsbindungs- 
gesetz 1965 in der sich aus Artikel I dieses Gesetzes 
ergebenden Fassung bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die Verkün- 
dung folgenden Monats in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat am 8. Dezember 1966 
einstimmig folgende Entschließung gefaßt: 

„Da die Notwendigkeit besteht, die öffentliche 
Förderung dos Wohnungsbaues fortzusetzen und 
entsprechende Mittel für den Bundeshaushalt ge- 
mäß § 20 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
sicherzustellen, wird die Bundesregierung beauf- 
tragt, möglichst bald einen Gesetzentwurf vorzu- 
legen, der eine Anhebung der Zinssätze für die 
älteren Sozialwohnungen vorsieht." 

Eine höhere Verzinsung der öffentlichen Baudar- 
lehen, die in den ersten Jahren der Wohnungsbau- 
förderung gewährt worden sind, erscheint nicht nur 
geboten, um für neue Maßnahmen zugunsten des 
sozialen Wohnungsbaues ein höheres Aufkommen 
an zweckgebundenen Rückflüssen zu erzielen. Es ist 
auch angezeigt, im Hinblick auf die Entwicklung des 
Mietengefüges zu überprüfen, inwieweit die aus der 
Gewährung der zinsbilligen, meist sogar zinslosen 
öffentlichen Darlehen folgende Subventionierung 
noch aufrechterhalten werden muß. Denn der Ein- 
satz der niedrig verzinslichen öffentlichen Mittel 
für den sozialen Wohnungsbau bezweckt nicht nur, 
den Bau neuer Wohnungen generell zu fördern, son- 
dern zugleich dabei Mieten zu erzielen, die von den 
wohnberechtigten Wohnungsuchenden aufgebracht 
werden können. In den ersten Jahren der staatlichen 
Wohnungsballförderung, insbesondere auf Grund 
des Ersten Wohnungsbaugesetzes vom 24. April 
1950^'25. August 1953, waren daher für die Miet- 
höhe bestimmle Richtsätze festgelegt, die nicht über- 
schritten werden durften; diese „Richtsatzmieten" 
lagen anfänglich überwiegend zwischen 0,90 DM 
und 1,10 DM je Quadratmeter Wohnfläche monat- 
lich. Durch die Umstellung der Wohnungsbauförde- 
rung auf das Prinzip einer kostendeckenden Miete 
im Zweiten Wohnungsbaugesetz wurde das Miet- 
niveau im öffentlich geförderten Wohnungsbau im 
Laufe der Jahre, besonders durch die Entwicklung 
der Bau- und Grundstückskosten seit 1960 allmäh- 
lich immer höher. Dadurch haben sich innerhalb des 
Sozialwohnungsbestandes Mietunterschiede erge- 
ben, die auch bei Berücksichtigung der verbesserten 
Ausstattung der neueren Wohnungen nicht gerecht- 
fertigt sind. So liegen bei den älteren Sozialwoh- 
nungen der Förderungsjahre 1948 bis 1956 die Mie- 
ten, die in den „weißen" Kreisen jetzt auch als 
Kostenmieten mit den Ansätzen der Zweiten Be- 
rechnungsverordnung zugelassen sind, gegenwärtig 
im allgemeinen etwa zwischen 1,50 und 2,10 DM/ 
qm, während sich z. B. für die im Jahre 1966 geför- 
derten Sozialwohnungen bereits Kostenmieten bis 
zu 3,00 DM'^qm ergeben. Auch die Mieter der un- 
verhältnismäßig billigen älteren Sozialwohnungen 
haben größtenteils am allgemeinen Anstieg der Ein- 
kommen teilgenommen; z. T. ist ihr Einkommen 


über die lür den sozialen Wohnungsbau maßgebende 
Grenze hinaus angestiegen. Auch unter Zugrunde- 
k'gung der Tragbarkeitssätze des Wohngeldgeset- 
zes kann der Mehrzahl der Mieter der älteren So- 
zialwohnungen eine höhere Mietbelastung zugemu- 
tet werden. Der Entzug der aus der Zinsverbilligung 
folgenden Mietverbilligung bedeutet insoweit ledig- 
lich die Beseitigung eines nicht mehr gerechtfertig- 
ten Vorteils. 

Im Hinblick auf die Mietentwicklung im Bundesge- 
biet erscheint es geboten, daß die Zinserhöhung 
möglichst einheitlich erfolgt. Der vorliegende Ge- 
setzentwurf soll deshalb den Ländern als den Dar- 
lehnsgebern die dafür erforderlichen Handhaben 
geben. Die Darlehnsverträge bzw. Schuldurkunden, 
auf Grund deren die öffentlichen Baudarlehen den 
Bauherren der Wohnungen gewährt worden sind, 
sehen im allgemeinen vor, daß die zunächst ein- 
geräumte Zinslosigkeit oder niedrige Verzinsung 
unter bestimmten Voraussetzungen, insbesondere 
bei einer Verbesserung der Ertragslage oder bei Er- 
höhung der Mieten, aufgehoben und eine höhere 
Verzinsung — meist auf 4 vom Hundert begrenzt — 
gefordert werden kann. Durch die jetzt gegebene 
Möglichkeit, anstelle der starren, nur begrenzt auf- 
gestockten Richtsatzmiete die volle Kostenmiete 
verlangen, d. h. Aufwendungen und Erträge jeweils 
in Einklang bringen zu können, ist eine Verbesse- 
rung der Ertragslage im Sinne der Vertragsklau- 
seln eingetreten. Im Hinblick auf die vertraglichen 
Vorbehalte zur Zinserhöhung soll daher nunmehr 
bei den älteren Sozialwohnungen eine höhere Ver- 
zinsung verlangt werden. Dafür kommen einmal die 
nach dem Ersten Wohnungsbaugesetz bzw. vorher 
nach landesrechtlichen Bestimmungen öffentlich ge- 
förderten Wohnungen {Förderungsprogramme der 
Jahre 1948 bis 1956), zum anderen die in den ersten 
Jahren nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz ge- 
förderten Wohnungen in Betracht. Bei letzteren lie- 
gen in den Förderungsjahren 1957 bis 1959 weit- 
gehend noch ähnliche Kostenverhältnisse und För- 
derungsbedingungen wie bei den nach dem Ersten 
Wohnungsbaugesetz geförderten Wohnungen vor; 
auch ihre Miete ist im allgemeinen nicht wesentlich 
höher. 

Der Gesetzentwurf schafft in Anbetracht der länder- 
weise unterschiedlich gestalteten Darlehnsverträge 
die notv/endigen rechtlichen Grundlagen, um eine 
Zinserhöhung bis auf 4 vom Hundert zu ermög- 
lichen. Die Vorschriften werden in das Gesetz zur 
Sicherung der Zweckbestimmung von Sozialwohnun- 
gen (Wohnungsbindungsgesetz 1965) eingefügt, das 
für den gesamten Sozialwohnungsbestand die maß- 
gebenden Regelungen nach der Mictpreisfreigabe 
enthält. Die höhere Verzinsung soll jedoch nicht auf 
die „w^eißen Kreise" beschränkt werden. Deshalb 
wird auch in den „schwarzen Kreisen" für die So- 
zialwohnungen des I.WoBauG nunmehr die Mög- 
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lichkeit geschaffen, die Kostenmiete uneingeschränkt 
zu erheben, so daß die Zinserhöhung dabei berück- 
sichtigt werden kann. 

Die Auswirkungen der Zinsanhebung auf die Mie- 
ten der betreffenden Wohnungen hängt entschei- 
dend von der Höhe des im Einzelfall gewährten 
öffentlichen Baudarlehens ab. Bei der Förderung 
nach dem I.WoBauG sind im allgemeinen Baudar- 
lehen von durchschnittlich etwa 5000 bis 6000 DM 
gewährt worden. Die Darlehnssätze bei den nach i 
dem II.WoBauG geförderten Sozialwohnungen der 
Jahre 1957/59 sind länderweise z. T. sehr unter- 
schiedlich, sie dürften im Durchschnitt etwa bei 8000 
bis 10 000 DM liegen. Bei einer maximalen Zins- 
erhöhung von 0 auf 4 v. H. würde sich z. B. bei 
einem Baudarlehen von 6000 DM eine jährliche 
Mehrleistung von 240 DM und dadurch eine monat- 
liche Erhöhung der Kostenmiete von 20 DM erge- 
ben. Die Mietsteigerungen aus der Zinserhöhung 
werden in Anbetracht der bisherigen Miethöhe und 
der Einkommensentwicklung den Mietern im allge- 
meinen zugemutet werden können und auch dem 
Wohnwert der Wohnungen Rechnung tragen. Um 
jedoch die Mieterhöhung insgesamt in Grenzen zu 
halten und neue Mietverzerrungen durch eine zu | 
pauschale Zinserhöhung zu vermeiden, soll der 1 
neue Zinssatz erforderlichenfalls nicht bis auf 4 v. H. j 
angehoben werden. Soweit im Einzelfall die sich : 
ergebende Miete nach dem Einkommen des Mieters I 
nicht tragbar sein sollte, können im übrigen etwaige i 
Härten durch Inanspruchnahme von Wohngeld aus- i 
geglichen werden. Da die Zinserhöhung frühestens ; 
ab 1. Januar 1968 wirksam werden soll, werden vor : 
diesem Zeitpunkt die Mieten nicht beeinflußt. 

In die Zinserhöhung sind die öffentlichen Baudar- 
lehen, die für Eigenheime, Kleinsiedlungen und 
Eigentumswohnungen gewährt worden sind, nicht 
einbezogen. Für diese Eigentumsmaßnahmen be- 
steht seit 1957 ein ausdrückliches gesetzliches Zins- 
erhöhungsverbot, durch das im Interesse der Siche- 
rung der Eigentumsbildung dem Bauherrn eine 
gleichbleibende Belastung gewährleistet werden 
sollte; es gilt auch für die vor 1957 geförderten ’ 
Eigenheime, die als Familienheime anerkannt wor- I 
den sind (vgl. § 44 Abs. 5, § 109 Abs. 2 II.WoBauG). ; 
Entsprechend diesem gesetzlichen Verbot müssen | 
für diese Eigentumsmaßnahmen die öffentlichen ! 
Baudarlehen für die Dauer ihrer Laufzeit zinslos i 
bleiben oder, falls eine Verzinsung vereinbart ist, j 
unverändert weiter zu dem einmal bestimmten 
Zinssatz gewährt werden; in den Darlehnsverträgen 
fehlen demgemäß Zinserhöhungsklauseln. Eine nun- : 
mehr angeordnete Zinserhöhung unter gleichzeitiger i 
Beseitigung der Verbotsnorm des § 44 Abs. 5 ’ 
II.WoBauG würde daher einen verfassungsrechtlich 
bedenklichen Eingriff in bestehende Verträge be- 
deuten. Die vertraglich gewährte Zinslosigkeit bzw. 
Festverzinslichkeit, bei der der Staat entsprechend 
der gesetzlichen Regelung von vornherein auf eine 
Änderung der Zinsbedingungen verzichtet hat, 
stellt ein vermögenswertes Recht des Bauherrn dar, 
das der Eigentumsgarantie des Art. 14 des Grund- 
gesetzes unterliegt. Bei dem Verlangen einer höhe- 
ren Verzinsung würde es sich nicht nur um die Auf- 
hebung einer Vergünstigung für die Zukunft han- 
deln, wie es etwa bei solchen gesetzlichen Steuer- 


vergünstigungen zulässig ist, die von Jahr zu Jahr 
neu bewilligt werden und bei einer Änderung der 
Verhältnisse erforderlichenfalls eingeschränkt oder 
beseitigt werden können. Da die Gewährung des 
für seine Laufzeit zinslosen Darlehens vielmehr ein 
in der Vergangenheit abgeschlossener Tatbestand 
ist, kann eine nachträgliche Verschlechterung die- 
ser Rechtsposition nur unter Wahrung der Rechts- 
prinzipien der Verfassung erfolgen. Auch gesetz- 
geberische Eingriffe, die lediglich eine Inhalts- oder 
Schrankenbestimmung im Rahmen der Sozialbin- 
dung des Eigentums (Artikel 14 Abs. 2 GG) darstel- 
len und daher auch entschädigungslos hingenom- 
men werden müßten, müssen mit sonstigen Verfas- 
sungsnormen, insbesondere den Prinzipien der 
Rechtsstaatlichkeit in Einklang stehen (Artikel 20 
Abs. 3 GG). Nach der Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts (BVerfG E 13, 261, 271) gehört 
zu den wesentlichen Elementen des Rechtsstaats- 
prinzips die Rechtssicherheit. „Der Staatsbürger 
soll die ihm gegenüber möglichen staatlichen Ein- 
griffe voraussehen und sich dementsprechend ein- 
richten können; er muß darauf vertrauen können, 
daß sein dem geltenden Recht entsprechendes Han- 
deln von der Rechtsordnung mit allen ursprünglich 
damit verbundenen Rechtsfolgen anerkannt bleibt. 
In diesem Vertrauen wird der Bürger aber verletzt, 
wenn der Gesetzgeber an abgeschlossene Tatbe- 
stände ungünstigere Folgen knüpft als an diejeni- 
gen, von denen der Bürger bei seinen Dispositionen 
ausgehen durfte. Für den Bürger bedeutet Rechts- 
sicherheit in erster Linie Vertrauensschutz." (BVerfG 
a. a. O.). Der Vertrauensschutz würde verletzt, 
„wenn das Gesetz einen entwertenden Eingriff vor- 
nimmt, mit dem der Bürger nicht rechnen, den er 
also bei seinen Dispositionen nicht zu berücksichti- 
gen brauchte" (BVerfG E 14, 297). 

Zwar gilt auch der Grundsatz der Rechtssicherheit 
und des Vertrauensschutzes nicht ausnahmslos; er 
könnte u. U. eingeschränkt werden, wenn dies z. B. 
bei Abwägung mit zwingenden Gründen des Wohls 
der Allgemeinheit oder um der Verwirklichung der 
materiellen Gerechtigkeit willen dringend geboten 
ist. Der Eingriff in die Darlehnsverträge und die sich 
daraus ergebende Verschlechterung der Vermögens- 
lage des Darlehnsempfängers würde jedoch zugleich 
eine für die Rechtssicherheit folgenschwere Durch- 
brechung des Grundsatzes, daß Verträge zu halten 
sind, bedeuten, zumal dieser Eingriff des Staates 
zu seinem eigenen Vorteil erfolgen würde (vgl. auch 
BVerwG Urteil vom 7. April 1965 — BBauBl. 1966 
S. 23). 

Da die Zinslosigkeit bzw. Festverzinslichkeit des 
Baudarlehens einer bewußten und gezielten Ab- 
sicht des Gesetzgebers entsprach, läßt sich die Ein- 
beziehung der Eigentumsmaßnahmen in die Zins- 
erhöhung entgegen der bisherigen gesetzlichen und 
vertraglich ziigesicherten Regelung auch nicht unter 
dem Gesichtspunkt rechtfertigen, daß eine unter- 
schiedliche Behandlung von Mietwohnungen einer- 
seits und Eigenheimen bzw. Eigentumswohnungen 
andererseits gegen den Gleichheitsgrundsatz ver- 
stoße. Von gleichgearteten Tatbeständen kann schon 
deshalb nicht gesprochen werden, weil bei Miet- 
wohnungen die Zinserhöhung auf die Mieter ab- 
wälzbar ist und hier auch der Gesichtspunkt des 
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angestrebten Ausgleichs von ungerechtfertigten 
Mietunterschieden im Vordergrund steht, während 
bei den Familienheimen und Eigentumswohnungen, 
jedenfalls soweit sie vom Eigentümer selbst be- 
wohnt werden, diese beiden Gesichtspunkte nicht 
zutreffen. Im übrigen wird eine Zinsanhebung auch 
bei den Mietwohnungen nicht zugelassen, wenn ver- 
traglich eine Zinserhöhung ausdrücklich ausgeschlos- 
sen ist (vgl. Artikel I § 18 a Abs. 1). 

Das jährliche Mehraufkommen an Zinsen für Bund 
und Länder läßt sich wegen der unterschiedlichen 
Darlehnshöhe und den unterschiedlichen Darlehens- 
bedingungen in den einzelnen Bundesländern nur 
grob schätzen. Nach dem im Gesetzentwurf vorge- 
sehenen Rahmen kann das für den Bund anfallende 
Mehraufkommen an Rückflüssen auf jährlich min- 
destens 100 Millionen DM geschätzt werden. Auch 
diese Rückflüsse sind nach § 17 I.WoBauG und § 20 
II.WoBauG zweckgebunden für Maßnahmen zugun- 
sten des sozialen Wohnungsbaues. 

Der Steigerung der Rückflüsse wird voraussichtlich 
nur ein sehr geringer Mehrbedarf für Wohngeld 
gegenüberstehen, da auf Grund der niedrigen Aus- 
gangsmieten und der allgemeinen Einkommensent- 
wicklung nicht damit zu rechnen ist, daß infolge der 
Mieterhöhungen durch dieses Gesetz Wohngeld in 
erheblichem Umfang in Anspruch genommen werden 
wird. Eine Schätzung des Mehrbedarfs ist jedoch 
insoweit wegen der vielfältigen Komponenten, die 
für den Wohngeldanspruch von Bedeutung sind, 
nicht möglich. 

Die übrigen Änderungen des Wohnungsbindungs- 
gesetzes 1965 und des Ersten und Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes stehen in einem engen Zusam- 
menhang mit der Zinserhöhungsregelung und der 
Mietenbildung. Sie zielen insbesondere darauf ab, 
für alle seit 1948 errichteten Sozialwohnungen in 
schwarzen und weißen Kreisen einheitliche Miet- 
preisvorschriften innerhalb des Wohnungsbindungs- 
gesetzes 1965 zu schaffen. Näheres siehe unter II. 

* 

Durch die Ausführung des Gesetzes erwachsen dem 
Bund keine Kosten. Die den Ländern, ggf. auch den 
Gemeinden entstehenden Kosten des Gesetzesvoll- 
zugs (Personal- und Sachausgaben aus Anlaß der 
Zinserhöhungsmaßnahmen) lassen sich auch nicht 
annähernd schätzen, zumal die Verwaltung der von 
der Zinserhöhung betroffenen öffentlichen Mittel in 
den Ländern unterschiedlich geregelt ist. Sie sind 
jedoch im Verhältnis zu dem aus der Zinserhöhung 
zu erwartenden Aufkommen geringfügig. Im übri- 
gen wird durch den vorgesehenen Wegfall von be- 
hördlichen Genehmigungen bei Mieterhöhungen 
(vgl. zu Artikel I Nr. 8) eine nicht unerhebliche Ver- 
waltungsvereinfachung erreicht. 


II. Einzelbegründung 

A. Artikel 1 

Zu Nummer f (§ 8 WoBindG 1965) 

Die Neufassung dient der einheitlichen Anwendung 
aller Vorschriften, die für die Ermittlung und Erhe- 


bung der Kostenmiete maßgebend sind, für sämt- 
liche seit 1948 geschaffenen öffentlich geförderten 
Wohnungen. Da § 8 WoBindG in der neuen Fassung 
nach § 34 Abs. 3 (siehe Nr. 12) vom 1. Januar 1968 
an auch bereits in „schwarzen Kreisen" anzuwenden 
ist, ist dort die für die Zinserhöhung notwendige 
Voraussetzung gegeben, daß auch für die älteren 
Sozialwohnungen die Kostenmiete uneingeschränkt 
erhoben werden darf. 

Zu Nummer 2 (§ 9) 

Die Neufassung ergibt sich aus der Aufhebung des 
§ 33 WoBindG 1965 (vgl. Nr. 10). 

Zu Nummer 3 (§ 10) 

Die Änderung in a ergibt sich aus der Änderung des 
§ 29 WoBindG 1965 in Art. I Nr. 8. Durch die Ände- 
rung in b soll die Regelung des § 10 Abs. 1 WoBindG 
1965 darüber, welche Unterlagen der Mieterhö- 
hungserklärung beizufügen sind, entsprechend der 
bisherigen Regelung in § 12 Abs. 2 des IIL Bundes- 
mietengesetzes vereinfacht werden. 

Zu Nummer 4 (Einfügung der §§ 18 a bis 18 e) 

a) Der neue § 18 a betrifft die Zinserhöhung für den 
Förderungsbereich des Ersten Wohnungsbauge- 
setzes und die landesrechtlichen Förderungspro- 
gramme der Jahre 1948 und 1949 vor dessen In- 
krafttreten (vgl. auch § 1 WoBindG 1965). Die 
Regelung geht davon aus, daß das öffentliche 
Baudarlehen nach den im Bewilligungsbescheid 
oder Darlehensvertrag getroffenen oder ihnen 
zugrunde liegenden Bestimmungen deshalb zins- 
los oder mit einem unter 4 v. H. liegenden Zins- 
satz eingesetzt worden ist, um auf diese Weise — 
wie es namentlich durch § 27 I. WoBauG be- 
stimmt war — im Rahmen der festgelegten Miet- 
richtsätze eine Deckung der laufenden Aufwen- 
dungen durch die Mieterträge zu ermöglichen. 
Die gewährte Zinsverbilligung ist dabei in den 
Darlehnsverträgen oder Schuldurkunden überwie- 
gend in der Weise geregelt worden, daß die Zins- 
losigkeit oder niedrige Verzinsung vertraglich 
festgelegt und eine spätere Zinserhöhung unter 
bestimmten Voraussetzungen, insbesondere bei 
einer Verbesserung der Ertragslage, Vorbehalten 
wurde. In anderen Fällen ist als vertraglicher 
Zinssatz 4 v. H. vereinbart, jedoch zugleich zur 
Erzielung einer bestimmten Miethöhe auf die Er- 
hebung der vereinbarten Zinsen widerruflich 
verzichtet worden. Die darlehnsverwaltenden 
Stellen sollen nunmehr die höhere Verzinsung 
nach näherer Bestimmung der zuständigen ober- 
sten Landesbehörden verlangen. Diese sollen den 
neuen Zinssatz unter Berücksichtigung der sich 
ergebenden Mieterhöhungen so bestimmen, daß 
damit die bisherigen Mietunterschiede bei ver- 
gleichbaren Sozialwohnungen möglichst ausge- 
glichen werden; insgesamt soll sich durch die 
Zinserhöhungen das Mietpreisgefüge bei den be- 
troffenen Wohnungen im Landesdurchschnitt 
höchstens um 25 v. H. erhöhen. 

Entsprechend den üblichen Zins- und Tilgungs- 
bedingungen bei Tilgungsdarlehen ist klarge- 
stellt, daß auch nach der Erhöhung des Zinssat- 
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zes die vom Darlehnsschuldner jährlich zu er- j 
bringenden Leistungen (Annuitäten) eine gleich- | 
bleibende Höhe behalten sollen. Die neue Jah- | 
resleistung errechnet sich unter Zugrundelegung | 
des auf den Darlehnsnennbetrag bezogenen ! 
höheren Zinssatzes und des bisherigen Tilgungs- ! 
Satzes. Die tatsächliche Zinsleistung bemißt sich | 
im übrigen jeweils nach dem Restdarlehen: der 
durch die fortschreitende Tilgung ersparte Zins- 
betrag ist als zusätzliche Tilgungsleistung zu 
verwenden. 

Im Hinblick auf die mietrechtlichen Folgen (vgl. 
auch § 18 e) ist es notwendig, daß die darlehns- 
verwaltenden Stellen die höhere Verzinsung 
dem Darlehnsschuldner rechtzeitig vor ihrem 
Wirksamwerden — nicht erst vor dem Zahlungs- 
termin — mitteilen. Ein Zeitraum von mindestens 
4 Monaten erscheint hierfür erforderlich, damit 
die Vermieter, insbesondere die größeren Woh- 
nungsunternehmen, für die betroffenen Wohnun- 
gen die Wirtschaftlichkeitsberechnung zur Er- 
mittlung der Mieterhöhung aufstellen und die 
Mieterhöhungserklärungen rechtzeitig abgeben 
können. Die höhere Zinsleistung ist demgemäß 
erstmals für denjenigen vertraglichen Zahlungs- 
abschnitt zu erbringen, der frühestens 4 Monate 
nach dem Zugang der Mitteilung beginnt. 

Die öffentlichen Baudarlehen, die für Eigen- 
heime, Kleinsiedlungen und Eigentumswohnun- 
gen gewährt worden sind, können im Hinblick 
auf das ausdrückliche gesetzliche Zinserhöhungs- 
verbot nach § 44 Abs. 5, § 109 Abs. 2 II. WoBauG ! 
aus den im Allgemeinen Teil dargelegten Rechts- 
gründen nicht in die Zinserhöhung einbezogen 
werden. Eine gleiche Regelung erscheint darüber 
hinaus auch für die Fälle geboten, in denen eine 
Anerkennung als Familienheim bzw. Eigentums- 
wohnung nach § 109 Abs. 2 II. WoBauG nicht 
erfolgt ist und das Zinserhöhungsverbot formell 
nicht zur Geltung kommt, da die Zinserhöhung 
anderenfalls von der mehr oder weniger zufälli- 
gen Tatsache der Anerkennung abhängen würde. 
Eine Anerkennung als Familienheim ist von den 
betreffenden Bauherren bisher vielfach nur aus 
Gesichtspunkten betrieben worden, bei denen 
die Darlehnsverzinsung keine entscheidende 
Rolle spielte. Da eine Anerkennung seit dem 
i. Januar 1966 nicht mehr möglich ist, ist eine 
gleichmäßige Behandlung aller öffentlich geför- 
derten Eigentumsmaßnahmen geboten. Die Zins- 
erhöhung soll allerdings dann verlangt werden, 
wenn das Eigenheim usw. nicht mehr bestim- 
mungsgemäß genutzt wird oder wenn es ent- 
gegen auferlegten Veräußerungsbeschränkungen, 
insbesondere solchen nach § 52 Abs. 2 II. 
WoBauG, veräußert worden ist, da in diesen 
Fällen auch das Zinserhöhungsverbot nicht gilt, 

b) § 18 b bezieht die nach dem Zweiten Wohnungs- 
baugesetz in den Jahren 1957 bis 1959 geförder- 
ten Sozialwohnungen in die Zinserhöhung ein, 
da bei ihnen im wesentlichen noch gleiche Finan- 
zierungsvoraussetzungen und Miethöhen wie bei 
den Wohnungen des Ersten Wohnungsbaugeset- ; 
zes vorliegen. Die Zinsverbilligung der öffent- | 
liehen Mittel ist auch hier gewährt worden, um i 


die laufenden Aufwendungen zur Erzielung einer 
niedrigeren Miete zu vermindern; sie kann da- 
her nunmehr entsprechend eingeschränkt wer- 
den. 

Um die Möglichkeit zu schaffen, zu gegebener 
Zeit die Zinserhöhung auch bei späteren Förde- 
rungsjahrgängen im Bereich des II. WoBauG 
vorzunehmen, wenn die allgemeine Mietentwick- 
hmg dies angezeigt erscheinen läßt, soll dem 
Bundesminister für Wohnungswesen und Städte- 
bau die Ermächtigung gegeben werden, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates den Kreis der für eine Zinsanhebung in Be- 
tracht kommenden öffentlichen Baudarlehen so 
zu erweitern, daß auch bei den neueren Sozial- 
wohnungen sich ergebende erhebliche Miet- 
unterschiede beseitigt werden, 

c) § 18 c betrifft namentlich die Fälle, in denen — 
wie z. B. im Land Bremen — eine Förderung 
statt durch Einsatz zinsbilliger öffentlicher Bau- 
darlehen durch Gewährung von Zins- und Til- 
gungshilfen für Kapitaimarktdarlehen erfolgt ist. 
Da auch diese Zinszuschüsse aus öffentlichen Mit- 
teln zur Verminderung der laufenden Aufwen- 
dungen und damit zur Senkung der Miethöhe 
gewährt worden sind, sollen sie im Hinblick auf 
die vertraglichen Vorbehalte nunmehr in dem 
Umfang herabgesetzt werden, daß das aufge- 
nommene Darlehen vom Schuldner mit einem 
Zinssatz bis zu 4 v. H. selbst verzinst werden 
muß. Die Herabsetzung kann auch in den Fällen 
erfolgen, in denen die Zins- und Tilgungshilfen 
neben — meist niedrigen - — öffentlichen Baudar- 
lehen gewährt worden sind. Im übrigen gelten 
grundsätzlich die gleichen Regelungen wie bei 
der Zinserhöhung für öffentliche Baudarlehen. 

d) § 18 d stellt klar, daß auch die im Bereich des 
Bergarbeiterwohnungsbaues gewährten Mittel 
des Treuhandvermögens des Bundes in die Zins- 
erhöhungsmaßnahmen einbezogen werden. 

e) Die aus der Zinserhöhung sich ergebende Miet- 
erhöhung — die im Rahmen der Kostenmiete 
durch Aufstellung einer Wirtschaftlichkeits- bzw. 
Zusatzberechnung über eine entsprechende Er- 
höhung der Durchschnittsmiete ermittelt wird — 
kann vom Vermieter (Darlehensschuldner) grund- 
sätzlich durch schriftliche Erklärung nach § 10 
WoBindG 1965 einseitig dem Mieter gegenüber 
durchgesetzt werden. Durch die Regelung nach 
§ 18 e soll vermieden werden, daß diese Erklä- 
rung erst abgegeben werden kann, wenn die 
Zinserhöhung bereits wirksam geworden ist. Sie 
darf bereits vor dem Wirksamwerden der Zins- 
erhöhung — die dem Vermieter nach § 18 a 
Abs. 4 grundsätzlich mindestens vier Monate 
vorher anzukündigen ist — abgesehen werden, 
so daß die Mieterhöhung mit Beginn des Zeit- 
raums eintreten kann, für den die höheren Lei- 
stungen erstmals zu entrichten sind. Einer Beifü- 
gung der Wirtschaftlichkeitsberechnung bzw. 
eines Auszuges daraus soll es dabei nicht bedür- 
fen, wenn die Miete nur wegen der Zinserhö- 
hung angehoben wird. Ein etwaiger vertraglicher 
Ausschluß einer Mieterhöhung ist nach § 10 
Abs. 4 auch hier zu beachten. 
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In den Fällen, in denen eine Wirtschaftlichkeits- 
berechnung nicht aufgestellt zu werden braucht 
(vgl. § 8 Abs. 3 WoBindG 1965), ist die Miet- 
erhöhung aus dem dem Vermieter mitgeteilten 
Erhöhungsbetrag zu errechnen. 

Zu Nummer 5 

Die Änderung folgt aus der Einfügung des neuen 
Vierten Abschnittes. 

Zu Nummer 6 (§ 26) 

Im Hinblick darauf, daß die Ermittlung der Kosten- 
miete bei späteren Änderungen der laufenden Auf- 
wendungen grundsätzlich keiner behördlichen Kon- 
trolle mehr unterliegt (vgl. auch nachfolgende Num- 
mer 8 zu § 29 WoBindG), erscheint es erforderlich, 
auch für den Fall einer vorsätzlichen Zuwiderhand- 
lung gegen die Preisvorschriften des § 8 WoBindG 
eine Möglichkeit zur Ahndung als Ordnungswidrig- 
keit zu schaffen. Die bisherige Regelung des § 26 
sieht die Auferlegung von Geldbußen nur für Ver- 
stöße gegen die Belegungsvorschriften vor. Die 
Sicherung der Zweckbestimmung der mietgebunde- 
nen Sozialwohnungen erfordert eine Bußgeldvor- 
schrift jedoch auch zur Gewährleistung der Miet- 
preisbindungen, da die Sanktionsmöglichkeiten nach 
§ 25 WoBindG im Falle einer vorzeitigen Rückzah- 
lung des öffentlichen Baudarlehens nur bedingt be- 
stehen. 

Zu Nummer 7 (§ 28) 

a) Die Ergänzung in § 28 Abs. 1 und 2 soll es er- 
möglichen, die Zweite Berechnungsverordnung 
(II. BVO) an die Erfordernisse der Zinserhö- 
hungsregelungen anzupassen (vgl. nachfolgend 
b). 

b) Solange die II. BVO nicht geändert ist, bedarf 
die Anwendung des § 21 Abs. 2 und 3 II. BVO, 
der nach § 23 Abs. 1 auch bei Zinserhöhungen 
zu beachten ist, der vorgesehenen Abwandlung. 
Ebenso kann § 23 Abs. 3 II. BVO für die Zins- 
erhöhung nach diesem Gesetz nicht Anwendung 
finden. 

Zu Nummer 8 (§ 29) 

Nach § 29 WoBindG bedarf gegenwärtig der Über- 
gang von der Richtsatzmiete zur Kostenmiete nach 
der Mietpreisfreigabe dann einer behördlichen Ge- 
nehmigung, wenn die sich ergebende Mietsteige- 
rung über 0,30 DM je Quadratmeter Wohnfläche 
monatlich hinausgeht. Mit dieser Regelung sollte 
insbesondere für die Fälle, in denen zur Ermittlung 
der Kostenmiete erstmalig eine Wirtschaftlichkeits- 
berechnung nach der II. BVO aufgestellt wird, eine 
Kontrollmöglichkeit geschaffen werden. Die Ein- 
schaltung der Behörde hat in vielen Fällen zu einem 
erheblichen Verwaltungsaufwand und zu einer für 
die Vermieter nachteiligen Verzögerung geführt. 
Durch die aus der Zinsanhebung folgenden Miet- 
erhöhungen würden diese Schwierigkeiten noch we- 
sentlich verstärkt werden. Da bereits in den „schwar- 
zen'" Kreisen für die ab 1. Januar 1966 zulässig ge- 
wesenen Mieterhöhungen nach § 6 des III. Bundes- 
mietengesetzes, der grundsätzlich schon den Über- 


gang zur Kostenmiete ermöglichte, in jedem Falle 
eine Genehmigung erforderlich ist, erscheint es da- 
her vertretbar, auf ein nochmaliges Genehmigungs- 
verfahren nach der Mietpreisfreigabe nunmehr über- 
haupt zu verzichten. Die Regelung des § 29 wird 
daher insoweit aufgehoben. 

Erhalten bleiben jedoch die materiell-rechtlichen 
Vorschriften des § 29 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 4, wo- 
nach bei der Ermittlung der Kostenmiete nach der 
Mietpreisfreigabe bestimmte Kostenansätze, insbe- 
sondere Zinsen für die Eigenleistungen, in der Wirt- 
schaftlichkeitsberechnung auch dann bis zu den zu- 
lässigen Höchstgrenzen der II. BVO zugrunde ge- 
legt werden dürfen, wenn sie bei der Mittelbewilli- 
gung nur mit einem niedrigeren Ansatz berücksich- 
tigt worden sind oder der Bauherr ganz oder teil- 
weise auf ihren vollen Ansatz verzichtet hatte. 
Diese Regelung soll es zur Gewährleistung einer 
ausreichenden Wirtschaftlichkeit des geförderten 
Objektes ermöglichen, nach der Mietpreisfreigabe 
die Verbindlichkeit eines früheren Verzichts auf 
Kostenansätze aufzuheben. Auch für künftige Mit- 
telbewilligungen und solche, die bisher nach der 
Mietpreisfreigabe erfolgt waren, erscheint eine ent- 
sprechende Regelung geboten. Ein derartiger Ver- 
zicht soll hier jedoch nicht schon alsbald nach der 
Bewilligung unverbindlich werden, sondern erst 
nach Ablauf von 4 Jahren seit Bezugsfertigkeit der 
Wohnung. Damit wird einerseits dem Bestreben der 
Bewilligungsbehörden, bei der öffentlichen Förde- 
i rung die maßgebenden Miethöchstsätze ggf. durch 
I Beschränkung der Kostenansätze einzuhalten, Rech- 
nung getragen; andererseits wird dem Bauherrn im 
Rahmen der Kostenmiete auf die Dauer eine aus- 
reichende Eigenkapitalverzinsung gewährleistet. 

Zu Nummer 9 (§ 32) 

Die Sondervorschriften für Berlin ergeben sich aus 
der besonderen Rechtslage im Land Berlin, insbe- 
sondere auf Grund des Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Änderung des Schlußtermins für den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft usw. im 
Lande Berlin vom ... — (BGBl. IS... .). 

Zu Nummer 10 (§ 33) 

Die Aufhebung des bisherigen § 33, der die An- 
wendung der Vorschriften über die Belegung der 
Sozialwohnungen und die Kostenmiete erst von der 
Mietpreisfreigabe, also in den „weißen" Kreisen, 
vorschreibt, ergibt sich aus der Neufassung des § 34 
(vgl. Nr. 12). 

Zu Nummer 11 (§§ 33 a, 33 b) 

Die vorgesehene Einfügung der Berlin-Klausel und 
der negativen Saar-Klausel erscheint im Interesse 
der Rechtsklarheit angezeigt; diese Klauseln sind 
bisher nur im Wohnungsbauänderungsgesetz 1965 
vom 24. August 1965 (vgl. dort. Artikel V § 4, Arti- 
kel VI § 3) enthalten. 

Zu Nummer 12 (§ 34) 

Da die Zinserhöhung nach §§ 18 a ff. auch in den 
noch „schwarzen" Kreisen durchgeführt werden soll, 
I muß vom 1. Januar 1968 an dort die volle Kosten- 
miete auch für die älteren Sozialwohnungen erho- 
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ben werden können und damit die bisherige Begren- 
zung durch § 6 III. BMG entfallen. Um nunmehr 
für sämtliche Sozialwohnungen einheitliche Vor- 
schriften über die Zulässigkeit der Kostenmicte und , 
ihre Ermittlung zu erhalten, wird durch die Neufas- 
sung des § 34 klargestellt, daß die Vorschriften der 
§§ 8 bis 11 künftig auch schon in noch „schwarzen" | 
Kreisen gelten (Abs. 3). Nur die Vorschriften über ' 
die Belegung und Nutzung der Sozialwohnungen 
(§§ 4 bis 7 und 12) gelten — wie bisher nach § 33 | 
— erst von dem Zeitpunkt an, an dem die bisherige | 
Wohnraumbewirtschaftung aufgehoben wird (Ab- ' 
Satz 2). Absatz 4 stellt im Hinblick auf den alten 
Termin des Inkrafttretens des Wohnungsbindungs- : 
gesetzes gemäß Absatz 1 klar, daß die Zinserhö- 
hungsvorschriften erst vom Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes an in Kraft treten. 

B. Artikel II 
Zu Nummer 1 (§ 16 1. WoBauG) 

Die Änderung des § 16 Abs. 3 I. WoBauG entspricht | 
der durch das Wohnungsbauänderungsgesetz 1965 ; 
bereits erfolgten Änderung der Parallelvorschrift | 
in § 19 Abs. 3 II. WoBauG. Im Hinblick auf die vor- ; 
gesehene Zinserhöhimg der nach dem I. WoBauG ; 
gewährten öffentlichen Baudarlehen soll klargestellt 
werden, daß auch die an die Länder nach dem 
I. WoBauG ausgeliehenen Bundesmittel künftig : 
mindestens mit dem auf den Bund nach seiner : 
finanziellen Gesamtbeteiligung entfallenden Anteil 
zu verzinsen und zu tilgen sind. 

Zu Nummer 2 (§ 30 e I. WoBauG) 

Für die öffentlich geförderten Mietwohnungen des 
I. WoBauG soll künftig überall die Kostenmiete 
entsprechend den Vorschriften des Wohnungsbin- 
dungsgesetzes 1965 zulässig sein (vgl. auch zu Ar- 
tikel I Nr. 1 und Nr. 12). 

C. Artikel lil 
Zu Nummer 1 (§ 44) 

Die starren Regelungen des § 44 II. WoBauG über 
die Verzinsung und Tilgung des öffentlichen Bau- 
darlchens tragen den heutigen Gegebenheiten nicht 
mehr genügend Rechnung. Die Zins- und Tilgungs- 
bedingungen sollen daher künftig so elastisch ge- 
staltet werden können, daß eine spätere Änderung 
nicht ausgeschlossen ist, wenn dies zur Anpassung 
an die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung ge- 
boten erscheint. Dies gilt auch für die künftige För- 
derung des Baues von Familienheimen und Eigen- 
tumswohnungen, um auch insoweit eine größere 
Elastizität zu ermöglichen. Ferner soll die Möglich- 
keit eröffnet werden, die öffentlichen Baudarlchen 
später ganz oder teilweise vorzeitig durch Kapital- 
marktmittel ersetzen zu lassen, sofern dies möglich 
und zumutbar ist. i 

Zu Nummer 2 (§ 72 fl. WoBauG) 

a) Absatz 2 Satz 4 ist entbehrlich, da cüne entspre- 
chende Vorschrift in § 8 Abs. 4 WoBindG 1965 
enthalten ist, die auch für den Bereich des 


II. WoBauG gilt und künftig sowohl in schwar- 
zen wie in weißen Kreisen anzuwenden ist. 

b) Die vorgesehene Änderung des § 72 Äbs. 5 
II. WoBauG stellt sicher, daß künftig nicht nur 
Erhöhungen der laufenden Aufwendungen zu 
einer entsprechenden Erhöhung der Kosten- 
miete berechtigen, sondern auch etwaige spätere 
Verringerungen der Aufwendungen zu einer 
entsprechenden Senkung der höchstzulässigen 
Miete führen. Zugleich wird klargestellt, daß 
gesetzlich zugelassene Änderungen der Kosten- 
ansätze — wie z. B. nach § 29 WoBindG 1965 — 
als Erhöhungen der Aufwendungen anzusehen 
sind und zu Mieterhöhungen berechtigen. Ferner 
wird die bisherige Streitfrage geklärt, ob die Er- 
höhungsgenehmigung eine Mieterhöhung nur für 
die Zukunft ermöglicht oder bei entsprechenden 
Gleitklauseln auch rückwirkende Erhöhungen zu- 
läßt. Im Hinblick auf höchstrichterliche Entschei- 
dungen, die bereits eine Rückwirkung auf den 
Zeitpunkt der Erhöhung anerkannt haben, soll 
dieser Grundsatz, der dem Prinzip der Kosten- 
miete gerecht wird, nun auch gesetzlich festgelegt 
werden. Um jedoch im Falle einer erst spät er- 
gehenden Genehmigung zu hohe Nachforderun- 
gen für die Mieter zu vermeiden, soll eine Rück- 
wirkung von mehr als 6 Monaten ausgeschlossen 
sein. 

c) Der neue Absatz 9 dient der Verzahnung mit 
dem Wohnungsbindungsgesetz 1965, insbeson- 
dere mit dessen § 8, der künftig auch in schwar- 
zen Kreisen Anwendung finden soll (vgl, Ar- 
tikel I Nr. 12 zu § 34 WoBindG 1965). 

D. Artikel IV 

Zu §§ 1 und 2 

Die vorgesehene Zinserhöhung soll auch für das 
Land Berlin gelten. 

Entsprechend der Sonderregelung für die Termine 
des Abbaues der Zwangswirtschaft soll in Berlin die 
Umstellung auf das Wohnungsbindungsgesetz 1965 
ebenfalls erst ab 1. Juli 1968 erfolgen (vgl. auch Be- 
gründung zu Artikel I Nr. 9). 

Zu § 3 

Im Saarland ist die Wohnungsbauförderung bis zum 
Jahre 1959 nicht nach bundesrechtlichen Vorschrif- 
ten erfolgt; erst durch das Wohnungsbaugesetz für 
das Saarland vom 17. Juli 1959 sind in Anpassung 
an das II. WoBauG gesetzliche Förderungsbestim- 
mungen geschaffen worden, die den bundesrecht- 
lichen Regelungen weitgehend entsprechen. Es gilt 
daher im Saarland weder das I. und II. WoBauG 
noch das WoBindG 1965. Da auch die bis 1959 zur 
Förderung des Wiederaufbaues und Neubaues im 
Saarland gewährten Darlehen z. T. nach anderen 
Bedingungen gegeben worden sind, soll die Ent- 
scheidung über eine Anhebung des Zinssatzes dem 
Saarland überlassen bleiben. 

y\uch die übrigen Gesetzosänderungen kommen für 
das Saarland nicht in Betracht, da gesetzliche Miet- 
preisbindungen für öffentlich geförderte Wohnungen 
dort nicht bestehen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Artikel I 

1. Zu Nummer 4 

a) aa) In Nummer 4 wird in § 18 a Abs. 2 Satz 2 | 
der zweite Halbsatz wie folgt gefaßt; j 

„dabei soll die Zinserhöhung im Beneh- j 
men mit dem Bundesminister für Woh- 
nungswesen und Städtebau so bemessen 
werden, daß bestimmte Durchschnitts- 
mieten, die nach Gemeindegrößen und 
der Ausstattung der Wohnungen zu staf- 
feln sind, nicht überschritten werden." 

Begründung 

Nach dem Gesetzentwurf soll die Anhebung 
der Zinsen das Mietpreisgefüge bei den be- 
troffenen Wohnungen im Landesdurchschnitt 
höchstens um 25 v. H. erhöhen. Diese auf den 
Landesdurchschnitt bezogene Begrenzung ist 
im voraus verwaltungsmäßig nicht sicherzu- 
stellen, weil die gegenwärtig im Einzelfall 
zulässige Einzelmiete nicht bekannt ist. Auch 
des weitere Ziel, im Rahmen des Möglichen 
eine Entzerrung des Mietgefüges herbeizu- : 
führen, kann mit der vorgesehenen Fassung ' 
des Entwurfs nicht erreicht werden. 

Um sicherzustellen, daß die Anhebung der 
Zinsen nicht zu wirtschaftlich unerwünschten ; 
Mietsteigerungen führt und auch um zu ge- ' 
währleisten, daß eine Anhebung der Mieten ' 
für gleichartige Wohnungen erfolgen kann, 
empfiehlt es sich, Tabellen aufzustellen, die 
den jeweiligen Besonderheiten der Länder 
Rechnung tragen. Dieses Verfahren hat sich 
bereits im Zweiten Bundesmietengesetz, in i 
der Angemessenheitsverordnung und im j 
Dritten Bundesmietengesetz bewährt. Durch ' 
die Beteiligung des Bundesministers für Woh- ' 
nungswesen und Städtebau kann gleichzeitig 
eine weitergehende Einheitlichkeit im Bun- 
desgebiet erreicht werden. 

bb) In Nummer 4 werden in § 18 a Abs. 2 | 
Satz 3 die Worte „oder neben öffentlichen 
Baudarlehen sonstige Baudarlehen aus 
Mitteln eines öffentlichen Haushalts ein- 
gesetzt" gestrichen. 

Begründung 

Soweit Mittel eines öffentlichen Haushalts 
neben öffentlichen Baudarlehen gegeben wor- 
den sind, handelt es sich um Darlehen, die | 
den Darlehen privater Arbeitgeber entspre- | 
chen. Es ist deshalb nicht gerechtfertigt, der- i 
artige Mittel in die Abstimmung über die 
Höhe der Zinsen öffentlicher Wohnungsbau- ' 
dariehen einzubeziehen. 


b) aa) In Nummer 4 werden in § 18 c Abs. 1 die 
Worte „für die Laufzeit" ersetzt durch 
die Worte „für mehr als die Hälfte der 
Laufzeit". 

Begründung 

Neben Zins- und Tilgungshilfen, die für die 
gesamte Laufzeit eines zur Deckung der Ge- 
samtkosten aufgenommenen Darlehens bewil- 
ligt worden sind, haben die Länder auch 
Zins- und Tilgungshilfen für kürzere Zeit- 
räume bewilligt. Es ist nicht einzusehen, daß 
diese Förderungsmaßnahmen, soweit sie sich 
nicht nur auf einen geringeren Teil der Lauf- 
zeit erstrecken, anders behandelt werden 
sollten als solche, die für die gesamte Lauf- 
zeit bewilligt worden sind. 

bb) In Nummer 4 werden in § 18 c Abs. 2 die 
Worte „Abs. 4 bis 6" ersetzt durch die 
Worte „Abs. 4 und 6". 

Begründung 

Die Entschließung des Deutschen Bundestages 
vom 8. Dezember 1966 beschränkt den Auf- 
trag an die Bundesregierung zu einem Ge- 
setzentwurf über die Erhöhung der Zinssätze 
nicht auf Mietwohnungen. Die mit Zins- und 
Tilgungshilfen geförderten Eigentumsmaß- 
nahmen fallen nicht unter das Zinserhöhungs- 
verbot des § 44 Abs. 5 und des § 109 Abs. 2 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes. Es besteht 
daher keine Veranlassung, diesen Wohnungs- 
bestand unter entsprechender Anwendung 
des § 18 a Abs. 5 des Wohnungsbindungs- 
gesetzes von einer Kürzung der Zins- und 
Tilgungshilfe auszunehmen. 

2. Zu Nummer 8 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren Artikel I Nr. 8 
zu überarbeiten und dabei sicherzustellen, daß 
unbillige Härten, die sich insbesondere aus dem 
Zusammentreffen der einzelnen Mieterhöhungen 
für den Mieter ergeben, vermieden werden. 

3. Zu Nummer 9 

In Nummer 9 werden in § 32 Abs. 2 nach den 
Worten „daß jeweils" die Worte „das Datum 
,1. November 1967' durch das Datum ,1. Mai 
1968' und" eingefügt. 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 
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4. Zu Nummer 12 

In Nummer 12 erhält in § 34 

a) Absatz 3 folgende Fassung: 

„(3) Die Vorschriften der §§ 8 bis 11 sowie 
die Vorschriften der §§ 21, 22, 25 bis 29, so- 
weit diese in Verbindung mit den §§ 8 bis 11 
anzuwenden sind, treten in Kraft 

a) in denjenigen kreisfreien Städten, 
Landkreisen oder Gemeinden eines 
Landkreises, in denen die Miet- 
preisfreigabe vor dem 1. September 
1965 erfolgt ist, am 1. September 
1965, 

b) in denjenigen kreisfreien Städten, 
Landkreisen oder Gemeinden eines 
Landkreises, in denen die Miet- 
preisfreigabe nach dem 31. August 
1965 erfolgt, mit dem Zeitpunkt der 
Mietpreisfreigabe, spätestens jedoch 
am 1. Januar 1968. 

Soweit § 8 in den Fällen des Satzes 1 Buch- 
stabe b erst am 1. Januar 1968 in Kraft tritt, 
ist § 10 vom 1. November 1967 an mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß die auf die Miet- 
erhöhung gerichtete Erklärung des Vermie- 
ters bereits vom 1. November 1967 an abge- 
geben, jedoch frühestens vom 1. Januar 1968 
an wirksam werden kann." 

b) Absatz 5 folgende Fassung: 

„(5) Die Vorschriften der §§ 8, 9, 10, 26, 
28, 29 und 32 sind, soweit sie nicht nach 
Absatz 3 erst zu einem späteren Zeitpunkt 
in Kraft treten, vom . . . (Inkrafttreten des 
Änderungsgesetzes) an in der Fassung anzu- 
wenden, die sie durch das Zweite Gesetz zur 
Änderung wohnungsbaurechtlicher Vorschrif- 
ten vom . . . (Bundesgesetzbl. IS.,..) erhal- 
ten haben." 

Begründung zu a) und b) 

Die Änderung dient der Verdeutlichung der 
Rechtslage in „schwarzen" und „weißen" 
Kreisen, 


Zu Artikel II 

5. Nach Nummer 1 

Nach Nummer 1 wird eine Nummer 1 a mit fol- 
gender Fassung eingefügt: 

„1 a. In § 17 Abs. 1 werden am Ende vor den 
Worten „zu verwenden." die Worte „ , je- 
doch nicht für die Gewährung von Wohn- 
geld" cingefügt. 

Begründung i 

Angleichung an die entsprechende Regelung in | 
§ 20 Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes. I 


Nach Artikel III 

6. Nach Artikel III wird ein Artikel III a mit fol- 
gender Fassung eingefügt: 

„Artikel III a 

Änderung des Dritten Bundesmietengesetzes 
im Land Berlin 

Das Dritte Bundesmietengesetz vom 24. Au- 
gust 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 669, 971) in der 
im Land Berlin geltenden Fassung, geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Schluß- 
termins für den Abbau der Wohnungszwangs- 
wirtschaft und über weitere Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Mietpreisrechts im Land Berlin 
vom 3. April 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 393), 
wird wie folgt geändert; 

1. § 6a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Sätze 2 und 3 
durch folgenden Satz 2 ersetzt; „Für die 
Ermittlung und Erhebung der Kostenmiete 
gelten die Vorschriften des Wohnungsbin- 
dungsgesetzes 1965 vom 24. August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 945, 954) in der Fas- 
sung des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
wohnungsbaurechtlicher Vorschriften vom 
. . . (Bundesgesetzbl. IS....)"; 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. Der bisherige 
Wortlaut des Absatzes 1 wird einziger 
Absatz. 

2. § 7 tritt mit Ablauf des 30. Juni 1968 außer 

Kraft. 

3. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „nach den 
§§ 4 a, 6, 6 a Abs. 1 und § 7" ersetzt durch 
die Worte „nach den §§ 4 a, 6 und 7"; 

b) Absatz 3 wird aufgehoben." 
Begründung 

Nach dem Dritten Bundesmietengesetz in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Schluß- 
termins für den Abbau der Wohnungszwangs- 
wirtschaft usw. im Land Berlin vom 3. April 1967 
kann im Land Berlin für die öffentlich geförder- 
ten Wohnungen, für die die öffentlichen Mittel 
vor dem 1. Januar 1957 bewilligt worden sind, 
vom 1. Juli 1968 an die Kostenmiete uneinge- 
schränkt erhoben werden. Die sich dabei er- 
gebenden Mieterhöhungen bedürfen — entspre- 
chend der derzeitigen Rechtslage im übrigen 
Bundesgebiet nach dem Wohnungsbindungsge- 
setz 1965 — der Genehmigung der zuständigen 
Stelle. Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf 
soll das Genehmigungsverfahren für den Über- 
gang zur Kosteniniete im Bundesgebiet beseitigt 
werden (vgl. Artikel I Nr. 8). Im Interesse einer 
möglichst bundeseinheitlichen Regelung soll 
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auch für Berlin deshalb auf das Genehmigungs- 
verfahren verzichtet werden; damit wird für alle 
öffentlich geförderten Sozialwohnungen das 
Wohnungsbindungsgesetz 1965 in der sich aus ! 
dem vorliegenden Gesetzentwurf ergebenden j 
Fassung die maßgebende Rechtsgrundlage für j 
die Ermittlung der Kostenmiete. Die vorstehen- i 
den Änderungen des Dritten Bundesmietenge- | 
setzes dienen dieser Vereinheitlichung. i 

7. Nach Artikel III a wird ein Artikel III b mit 
folgender Fassung eingefügt: 

„Artikel III b 

Änderung des Wohnungsbaugesetzes 
für das Saarland 

Das Wohnungsbaugesetz für das Saarland in 
der Fassung vom 26. Oktober 1965 (Amtsblatt 
des Saarlandes Seite 889) wird wie folgt ge- 
ändert; 

1. In § 26 werden die Absätze 2 bis 6 durch 
folgende Absätze 2 bis 4 ersetzt: 

„(2) Das Baudarlehen soll zu Zinsbedin- 
gungen gewährt werden, die eine für die 
breiten Schichten des Volkes tragbare Miete 
oder Belastung ermöglichen. Eine Erhöhung 
der Verzinsung entsprechend der allgemeinen 
wirtschaftlichen Entwicklung, insbesondere 
der Einkommensentwicklung der breiten 
Schichten des Volkes, soll in dem Darlehns- 
vertrag Vorbehalten werden. 

(3) Das Baudarlehen soll mit einem gleich- 
bleibenden Tilgungssatz unter Zuwachs der 
ersparten Zinsen getilgt werden. Eine Er- 
höhung der Tilgung kann nach der Tilgung 
erststelliger Finanzierungsmittel gefordert 
werden. Ist bei der Bewilligung des Baudar- 
lehens ein Tilgungssatz von weniger als 
1 vom Hundert festgesetzt worden, so kann 
er bereits vor dem in Satz 2 bezeichneten 
Zeitpunkt bis auf 1 vom Hundert erhöht 
werden. 

(4) Im Darlehnsvertrag soll sichergestellt 
werden, daß das Baudarlehen mit angemes- 
sener Frist zum Zwecke der Ersetzung aus 
Mitteln des Kapitalmarktes ganz oder teil- 
weise gekündigt werden kann, wenn die Er- 
setzung möglich und im Hinblick auf den 
Darlehnszweck zumutbar ist." 


B g r ü n d u n g 

Anpassung an die Rechtslage im übrigen Bun- 
desgebiet entsprechend Artikel III Nr. 1 des 
vorliegenden Gesetzentwurfs. 

2. In § 42 Abs. 1 wird die Zahl „144“ ersetzt 
durch „156“, die Zahl „192“ durch „216“, die 
Zahl „102“ durch „108". 

3. An § 42 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei Familienheimen mit zwei Wohnungen 
soll die für den Eigentümer bestimmte Woh- 
nung 156 qm nicht übersteigen.“ 

4. Es wird folgender § 53 c eingefügt: 

„§ 53 c 

Uberleitungsvorschriften für Wohnflächen- 
grenzen 

(1) Die Vorschriften des § 42 in der vor- 
stehenden Fassung sind im steuerbegünstig- 
ten Wohnungsbau für neugeschaffenen 
Wohnraum anzu wenden, der nach dem 
31. Dezember 1964 bezugsfertig geworden 
ist oder bezugsfertig wird. 

(2) Sind bei Wohnungen eines Familien- 
heimes, die nach den §§ 42, 43 als steuer- 
begünstigt anerkannt worden sind, vor dem 
1. Januar 1965 durch Ausbau oder Erweite- 
rung die Wohnflächengrenzen des § 42 in der 
bisher geltenden Fassung überschritten wor- 
den, so ist insoweit § 43 Abs. 5 nicht anzu- 
wenden, wenn die Wohnflächengrenzen des 
§ 42 in der vorstehenden Fassung einge- 
halten sind.“ 

Begründung zu Nummern 2 bis 4 

Um sicherzustellen, daß im gesamten Bundes- 
gebiet im steuerbegünstigten Wohnungsbau 
einheitliche Wohnflächengrenzen angewandt 
werden, muß § 42 WoBauG Saar in der vor- 
geschlagenen Form geändert werden. 

Zu Artikel IV 

8. In Artikel IV erhält § 3 folgende Fassung: 

.§ 3 

Artikel I bis lila gelten nicht im Saarland." 
Begründung 

Folge der Einfügung des Artikels III b. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird folgendes bemerkt: 

Zu Artikel I (Änderung des WoBindG 1965) 

1. Zu Nummer 4 a) aa) (§ 18 a Äbs. 2 Satz 2) 

Dem Vorschlag wird grundsätzlich zugestimmt. 

Jedoch erscheint es erforderlich, neben der Vor- 
schrift über die Festsetzung der Tabellensätze 
zu bestimmen, welche Wirkung den Tabellen- 
sätzen im Verhältnis der Gläubiger der öffent- 
lichen Baudarlehen zu den Darlehensschuldnern 
zukommt. Demgemäß erscheinen folgende wei- 
tere Änderungen des Gesetzentwurfs angezeigt: 

a) § 18 a Äbs. 1 erhält folgenden Satz 2; der bis- 
herige Satz 2 wird Satz 3: 


neue Jahresleistung nur insoweit geschuldet 
wird, als die infolge der Zinserhöhung sich 
ergebende Durchschnittsmiete den Tabellen- 
satz nicht überschreitet. Die höhere Leistung 
ist erstmalig für den nächsten nach dem 
Darlehnsvertrag maßgeblichen Zahlungsab- 
schnitt zu entrichten, der nach Äblauf von 
4 Monaten nach dem Zugang der Mitteilung 
beginnt, frühestens jedoch für einen am 
1. Januar 1968 beginnenden Zahlungsab- 
schnitt. Der Zeitpunkt der Fälligkeit der neuen 
Jahresleistung bestimmt sich nach dem Dar- 
lehnsvertrag." 

d) In § 18 d erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Die in § 18 a Äbs, 2 Satz 1 bezeichneten Äuf- 
gaben (wie bisher)". 


„Würde infolge der Erhöhung des Zinssatzes 
die am 1. Januar 1968 zulässige Durchschnitts- 
miete so erhöht werden, daß sie den nach 
Äbsatz 2 bestimmten Tabellensatz überschrei- 
tet, so wird die höhere Verzinsung nur inso- 
weit geschuldet, als sie eine Durchschnitts- ! 
miete in Höhe des Tabellensatzes ergibt." 

b) § 18 a Äbs. 2 erhält folgende Fassung: 1 


„(2) Die für das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen obersten Landesbehörden 
haben Regelungen über die Höhe des neuen 
Zinssatzes und über den Zeitpunkt, von dem 
an die höhere Verzinsung verlangt werden 
soll, zu treffen. Sie haben im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wohnungswesen 
und Städtebau Tabellensätze festzusetzen, 
durch die die Zinserhöhung im Einzelfall in 
der Weise begrenzt wird, daß für sie höch- 
stens der Unterschied zwischen der am 
1. Januar 1968 zulässigen Durchschnittsmiete 
und dem Tabellensatz in Änspruch genommen 
werden darf. Die Tabellensätze sind nach 
Gemeindegrößenklassen und Äusstattung zu 
staffeln und so zu bemessen, daß die Durch- 
schnittsmieten vergleichbarer öffentlich ge- 
förderter Wohnungen einander angenähert 
werden können." 




c) § 18 a Äbs. 4 erhält folgene Fassung: 

„(4) Die darlehnsverwaltende Stelle hat dem 
Darlehnsschuldner die Erhöhung des Zins- | 
Satzes, die Höhe der neuen Jahresleistung, j 
den Zeitraum, für den die höhere Leistung | 
erstmalig entrichtet werden soll, sowie den | 
Tabellensatz aus der nach Äbsatz 2 festge- 
setzten Tabelle schriftlich mitzuteilen. In der ; 
Mitteilung ist darauf hinzuweisen, daß die | 


e) § 18 e Äbs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Erhöhen sich bei Wohnungen, für die 
eine Wirtschaftlichkeitsberechnung zur Er- 
mittlung der Kostenmiete aufzustellen ist, auf 
Grund der Erhöhung des Zinssatzes oder der 
Herabsetzung der Zins- und Tilgungshilfen 
nach §§ 18 a bis 18 d die laufenden Äufwen- 
dungen, so tritt an die Stelle der bisherigen 
Durchschnittsmiete die Durchschnittsmiete, die 
sich auf Grund einer neuen Wirtschaftlich- 
keitsberechnung ergibt; anstelle der bisheri- 
gen Einzelmieten werden entsprechend er- 
höhte Einzelmieten zulässig." 

f) In § 18 e Äbs. 2 werden die Worte „des nach 
§ 18 a Äbs. 4 mitgeteilten Erhöhungsbetrages" 
ersetzt durch die Worte „des sich nach §§ 18 a 
bis 18 d ergebenden Erhöhungsbetrages". 

g) § 18 e Äbs. 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Für die Durchführung der Mieterhö- 
hung ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, 
§ 10 Äbs. 1 und 2 mit der Maßgabe anzuwen- 
den, daß die auf die Mieterhöhung gerichtete 
Erklärung des Vermieters bereits vor Beginn 
des Zeitraumes, für den erstmalig erhöhte 
Leistungen auf Grund der §§ 18 a bis 18 e zu 
entrichten sind, abgegeben werden kann, die 
Erklärung jedoch frühestens vom Beginn 
dieses Zeitraumes an wirksam wird. Die 
Erklärung ist nur wirksam, wenn in ihr der 
dem Darlehnsschuldner gemäß § 18 a Äbs. 4 
mitgeteilte Tabellensatz enthalten ist. Für 
Mieterhöhungen nach den Äbsätzen 1 und 2 
ist eine vertragliche Vereinbarung, wonach 
eine höhere Miete für eine zurückliegende 
Zeit verlangt werden kann, unwirksam." 
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h) § 18 e Abs. 4 Satz 2 erhalt tolgende Fassung; 

„Der Vermieter hat dem Mieter aut Verlan- 
gen Einsicht in die Mitteilung der darlehns- 
verwaltenden Stelle nach § 18 a Abs. 4 und 
in den Fällen des Absatzes 1 auch in die Wirt- 
schaftlichkeitsberechnung zu gewähren." 

2. Zu Nummer 4 a) bb) (§ 18 a Abs. 2 Satz 3) 

Dem Vorschlag des Bundesrates kann nicht zuge- 
stimmt werden, da es unbillig wäre, die Gläu- 
biger sonstiger Baudarlehen aus Mitteln eines 
öffentlichen Haushalts nicht an dem erhöhten 
Zinsaufkommen partizipieren zu lassen. Um je- 
doch den Vorschlägen des Bundesrates teilweise 
entgegenzukommen, wird folgende Neufassung 
als § 18 a Abs. 6 vorgeschlagen: 

„(6) Sind für Wohnungen oder Wirtschafts- 
einheiten öffentliche Baudarlehen von verschie- 
denen Gläubigern gewährt worden und wird für 
diese Baudarlehen eine höhere Verzinsung nach 
Absatz 1 verlangt, so sollen möglichst einheit- 
liche Zinssätze bestimmt und diese so bemessen 
werden, daß sich eine Durchschnittsmiete in Höhe 
des maßgebenden Tabellensatzes ergibt. Würde 
die Durchschnittsmiete, die sich nach Erhöhung 
des Zinssatzes für eines der gewährten öffent- 
lichen Baudarlehen ergibt, infolge einer späte- 
ren Erhöhung des Zinssatzes für ein anderes 
öffentliches Baudarlehen den Tabellensatz über- 
schreiten, so ist der zuerst erhöhte Zinssatz auf 
Verlangen des Gläubigers des anderen öffent- 
lichen Baudarlehens mit Wirkung von dem Zeit- 
punkt an, mit dem dessen höhere Verzinsung wirk- 
sam werden soll, soweit herabzusetzen, daß bei 
gleichmäßiger Verzinsung der öffentlichen Bau- 
darlehen der Tabellensatz nicht überschritten 
wird; Absatz 4 Satz 1 bis 3 gilt sinngemäß. Sind 
neben öffentlichen Baudarlehen sonstige Bau- 
darlehen aus Mitteln eines öffentlichen Haus- 
halts eingesetzt worden, deren Verzinsung ent- 
sprechend den vertraglichen Vereinbarungen er- 
höht wird, so sind die Sätze 1 und 2 sowie Ab- 
satz 1 Satz 2 entsprechend anzuwenden." 

3. Zu Nummer 4 b) aa) (§ 18 c Abs. 1) 

Die Bundesregierung stimmt der Auffassung des 
Bundesrates zu, daß sich die Herabsetzung der 
Zins- und Tilgungshilfe nicht nur auf solche 
Förderungsmaßnahmen, die für die gesamte Lauf- 
zeit eines Darlehens gewährt worden sind, be- 
schränken sollte. Über den Vorschlag des Bundes- 
rates hinaus ist die Bundesregierung jedoch der 
Meinung, daß das Verhältnis der Laufzeit der 
Zins- und Tilgungshilfen zu der der Darlehen 
keine Rolle spielen sollte. Es wird daher folgende 
Neufassung des § 18 c Abs. 1 Satz 1 vorge- 
schlagen; 

"(1) Sind vor dem 1. Januar 1960 neben oder 
anstelle eines öffentlichen Baudarlehens zur Ver- 
minderung der laufenden Aufwendungen Zins- 
und Tilgungshilfen aus öffentlichen Mitteln im 
Sinne des § 3 des Ersten Wohnungsbaugesetzes 


oder des § 6 des Zweiten Wohniingsbaugesetzes 
für ein zur Deckung der Gesamtkosten aufge- 
nommenes Darlehen bewilligt worden, so kann 
die Bewilligungsstelle . . . (wie bisher)". 

4. Zu Nummer 4 b bb) (§ 18 c Abs. 2) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Die Vorschrift bedarf jedoch im Hinblick auf die 
unter Nummer 1 und Nummer 2 vorgeschlagenen 
Änderungen des § 18 a einer entsprechenden An- 
passung. Somit ergibt sich folgende Neufassung 
des § 18 c Abs. 2: 

„(2) Für die Herabsetzung der Zins- und Til- 
gungshilfen gelten die Vorschriften des § 18 a 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2, Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 
sowie des § 18 b Abs. 2 entsprechend. Sind von 
verschiedenen Gläubigern Zins- und Tilgungs- 
hilfen nebeneinander oder Zins- und Tilgungs- 
hilfen und öffentliche Baudarlehen gewährt wor- 
den, so ist auch § 18 a Abs. 6 sinngemäß anzu- 
wenden; das gleiche gilt, wenn neben öffentlichen 
Baudarlehen oder Zins- und Tilgungshilfen aus 
öffentlichen Mitteln auch Zins- und Tilgungs- 
hilfen aus sonstigen Mitteln eines öffentlichen 
Haushalts gewährt worden sind, die entsprechend 
den vertraglichen Vereinbarungen herabgesetzt 
werden." 

5. Zu Nummer 8 (§ 29) 

Nach der Vorstellung des Bundesrates besteht 
für den Mieter u. U. eine Härte darin, daß der 
Vermieter nach der derzeitigen Regelung des 
§ 29 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 4 bei der Ermittlung 
der Kostenmiete nach der Mietpreisfreigabe be- 
stimmte Kostenansätze, insbesondere Zinsen für 
die Eigenleistung auch dann zugrunde legen darf, 
wenn sie bei der Mittelbewilligung nur mit 
einem niedrigeren Ansatz berücksichtigt worden 
sind oder der Bauherr ganz oder teilweise auf 
ihren Ansatz verzichtet hatte. Nach dem Regie- 
rungsentwurf soll ein Verzicht auf Eigenkapital- 
verzinsung in den Fällen, in denen die Bewilli- 
gung der öffentlichen Mittel nach fnkrafttreten 
des neuen Gesetzes oder vor dem fnkrafttreten, 
aber nach der Mietpreisfreigabe erfolgt ist, nach 
Ablauf von 4 Jahren unwirksam werden. Um der 
Auffassung des Bundesrates entgegenzukommen, 
erklärt sich die Bundesregierung damit einver- 
standen, daß die Unwirksamkeit des Verzichts 
auf die Eigenkapitalverzinsung in diesen Fällen 
erst nach 6 Jahren eintritt. Nach ihrer Auffas- 
sung ist dabei auch zu berücksichtigen, daß auch 
schon nach geltendem Rechi die Bewilligungs- 
Stelle gemäß § 4 a Abs. 1 Nr. 4 der Zweiten 
Berechnungsverordnung einen höheren Ansatz 
anerkennen darf, wenn das Beibehalten des bis- 
herigen Ansatzes unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalles unbillig wäre. 

6. Zu Nummer 9 (§ 32 Abs. 2) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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7. Zu Nummer 12 (§ 34) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Artikel II (Änderung des I. WoBauG) 

8. Zu Nummer 5 des Bundesratsbeschlusses 
(§ 17 Abs. 1 1. WoBauG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Artikel III a (Änderung des Dritten Bundes 
mietengesetzes im Land Berlin) 

9. Zu Nummer 6 des Bundesratsbeschlusses 
Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Artikel III b (Änderung des Wohnungsbauge 
setzes für das Saarland) 


10. Zu Nummer 7 des Bundesratsbeschlusses 
Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Artikel IV (Schlußvorschriften) 

11. Zu Nummer 8 des Bundesratsbeschlusses 
Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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